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Urs Zuppinger

Die zerbrochene Solidarität

Zur gewerkschaftlichen Ausländerpolitik der Nachkriegsjahre

Vom Klassenbewusstsein und seiner Kehrseite

Wer die bestehenden Herrschaftsverhältnisse nicht hinnehmen kann, sondern
verändern will, muss sich wohl oder übel mit dem Bewusstsein derjenigen Ge-
sellschaftsschichten auseinandersetzen, die seiner Meinung nach eine solche

Veränderung vorantragen und durchführen könnten. In der Arbeiterbewe-

gung gibt es aus diesem Grund eine nun bereits mehr als hundertfünfzig Jahre

lang andauernde Diskussion über die Art und Weise, wie das Klassenbewus-
stsein der Arbeitnehmer stimuliert werden kann.

Dabei unterschätzt man zu oft, dass es sich mit der Entwicklung des Klas-
senbewusstseins unter den bestehenden materiellen und ideologischen Gesell-
Schaftsverhältnissen wie mit gewissen chemischen Prozessen verhält: sie fin-
den nur unter bestimmten relativ selten anzutreffenden Bedingungen statt,
und solange diese Bedingungen nicht erfüllt sind, deutet nichts in den

„Grundmaterialien" auf die durch den Prozess freiwerdenden Energien hin.
Eine solidarische Arbeiterschaft handelt im Bewusstsein ihrer Stärke selbst-

sicher, erfinderisch, unabhängig, kollektiv, offensiv. Klassenbewusstsein ist

letztlich nichts anderes als das elementare Vertrauen in die Möglichkeit der
Arbeiterschaft. Arbeitnehmer, die den Wert dieser konkreten Möglichkeit
nicht (noch nicht oder nicht mehr) wahrnehmen, haben natürlich auch ein Be-
wusstsein. Dessen Ausdruck ist in vielen Belangen demjenigen des Klassenbe-
wusstseins diametral entgegengesetzt. Ein darin verfangener Arbeitnehmer ist
aufgrund seiner schwierigen Stellung in der Gesellschaft notgedrungen vor al-
lern von seiner Schwäche und Verletzlichkeit überzeugt. Er fühlt sich Arbeit-
gebern, Vorstehern und Behörden ausgeliefert und neigt daher zu Unterwür-
figkeit als dem kleineren Übel. In Einklang mit den im Kapitalismus vorherr-
sehenden Wertungen sieht er Verbesserungen bloss als individuelle Errungen-
Schäften, die lediglich auf Kosten von gleich- oder noch schwächer gestellten
Arbeitskollegen erreicht werden können. Vorschlägen zur Veränderung der
gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse begegnet er mit Misstrauen und

Hilflosigkeit, da er sich zutiefst als „Schwächling" einschätzt und daher nicht
hoffen kann, jemals in einer Herrschaftsstruktur nicht „unten" durch zu müs-

sen. In seiner Resignation ist er nicht imstande, der dominierenden Ideologie
zu widerstehen. Er neigt daher zum Nationalismus und zur Uberzeugung, sein

Wohlergehen hänge vom Wohlergehen der Arbeitgeber und der Dynamik der
Unternehmer ab.

Dieses andere Arbeitnehmerbewusstsein ist in der Schweiz, statistisch gese-
hen, mindestens so häufig festzustellen und wahrscheinlich sehr viel alltägli-
eher als das Klassenbewusstsein. Bestimmend für das soziale und politische
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Verhalten der Arbeitnehmer ist in Wirklichkeit die ständige Spannung inner-
halb der Arbeiterschaft, zwischen Resignation und Hoffnung, Unterwürfig-
keit und Auflehnung, individueller Verunsicherung und kollektivem Wider-
Standswillen. Beide Bewusstseinslagen sind, zumindest potentiell, in jedem
Arbeitnehmer und in jeder Arbeitnehmergruppe anzutreffen und werden in
sehr unterschiedlicher Weise durch die Lebenserfahrung einerseits, die Ak-
tionsvorschläge und Organisationsformen der Arbeiterparteien und Gewerk-
scharfen andererseits genährt und angeregt. Sie bestimmen das Verhalten der
Arbeiterschaft unter spezifischen sozialen und historischen Bedingungen wie
zwei determinierende Vektoren eines Kräfteparallelogramms.

Objektive Bedingungen können das Entstehen von Klassenbewusstsein er-
schweren. Dazu gehören z.B. stark aufgesplitterte Produktionsverhältnisse,
wie sie in vielen vorkapitalistischen Gesellschaften vorherrschen. Die langfri-
stige schweizerische Hochkonjunktur der Nachkriegsjahre, dank welcher die
Mehrzahl der schweizerischen Arbeitnehmer bis in die Mitte der 70er Jahre

kampflos und ohne Veränderung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse ge-
wichtige individuelle und kollektive Verbesserungen einheimsen konnte, bil-
det als konkrete, weitverbreitete, von der öffentlichen Ideologie massiv ausge-
schlachtete Lebenserfahrung sicher schwerwiegende Hindernisse für die Ent-
wicklung eines Klassenbewusstseins.

Solche objektiven, von aussen auf die Arbeitnehmerschaft einwirkenden
Bedingungen sind jedoch kaum allein ausschlaggebend. Entscheidend ist das

Zusammenspiel mit subjektiven, in der Arbeitnehmerschaft selbst verwurzel-
ten Faktoren, worunter vor allem der Organisations- und Mobilisierungsgrad
der Arbeiterbewegung, die politische Ausrichtung ihrer Führung und der von
ihr kontrollierten Umgebung von Bedeutung sind. Auf die Geschichte der
schweizerischen Arbeiterbewegung angewandt bedeutet dies, dass es in die-
sem Jahrhundert auch anders hätte ausgehen können und dass es auch heute
anders ausgehen kann, als dies in den letzten 50 Jahren der Fall gewesen ist.
Die Voraussetzungen waren und sind objektiv gesehen nicht ungünstig. Der
Organisationsgrad der Arbeitnehmerschaft war (und ist), verglichen mit ande-

ren Ländern, relativ hoch. Arbeitskämpfe gab es in der ganzen ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts recht viele. Das Friedensabkommen von 1937 lähmte
lange Zeit formell nur die Metall- und Maschinenbranche. Der Druck auf die
anderen Gewerkschaften war freilich gross. Während der wirtschaftlichen
Aufschwungjahre waren die Unternehmer klug genug, auf relativ gute Ge-
samtarbeitsverträge einzugehen und als einzige Gegenleistung den unbeding-
ten Verzicht auf kollektive Kampfmassnahmen einzuhandeln. Da Kriegserin-
nerung, Antifaschismus, Antistalinismus und Fortschrittsglaube dazumal eine

Stimmung schufen, in der das „Antiklassenbewusstsein" in der Arbeitneh-
merschaft ausgezeichnet gedieh, konnte dieser Handel fast reibungslos von
statten gehen.

In dieser Lage wurde die in den 50er Jahren anlaufende Arbeiterimmigra-
tion zum Prüfstein, an dem die schweizerische Arbeiterbewegung dem Staat
und der Unternehmerschaft gegenüber für längere Zeit ihre letzte Unabhän-
gigkeit verlor. Auch hier hätte es anders ausgehen können. Die kämpferische
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Haltung der italienischen Arbeiterklasse, aus der sich die erste Arbeiterimmi-
gration rekrutierte, war für niemanden ein Geheimnis. Es war auch sehr bald
offensichtlich, dass es sich bei dieser Wanderbewegung um den Anfang eines

langfristigen, tiefgreifenden Prozesses handelte. Die schweizerische Arbeiter-
bewegung hätte also Gründe genug gehabt, um von Anfang an mit den aus-
ländischen Arbeitnehmern zu fraternisieren. Es war auch nicht schwer zu er-
kennen, dass durch ein solches solidarisches Verhalten die Einheit der Arbei-
terschaft am besten hätte gewahrt werden können und dass dadurch die Klas-
senkämpfe in der schweizerischen Arbeiterschaft neue Impulse erhalten hät-
ten. Wir wissen alle, dass das Gegenteil eintraf.

Ein trauriges Kapitel der Arbeitergeschichte

Die Haltung der schweizerischen Arbeiterbewegung gegenüber den neu an-
kommenden ausländischen Kollegen war von Anfang an durch Misstrauen ge-
prägt. Kein einziges Mal sind diese von der Gewerkschaftsführung als Klas-

sengenossen angesprochen und entsprechend behandelt worden. Folgendes
Zitat aus einer Rede des späteren Bundesrates Wz7/z Rztoc/zazvi drückt das da-

malige Verständnis der Ausländerfrage wohl am deutlichsten aus: „Es ist ez'/z

zz/zverätzsser/zc/zes Eri/zzzp der GewerEsc/ia/£spo/z'ri&, zfass ez'n/zezVnzsc/ze ArhezZer
zzzc/zZ zfzzrc/z zfz'e Anwesen/zetfazzs/ärzz/wc/zer Arhezfe/'hertac/zZezVzgrsznd" (1). Mit
anderen Worten: Die schweizerische Gewerkschaftsleitung sah in den anrei-
senden ausländischen Arbeitern nicht Arbeitskollegen sondern Konkurren-
ten, die von den Unternehmern herbeigeholt worden waren, um den Schwei-

zerischen Arbeitnehmern den Wind aus den durch die Hochkonjunktur auf-
geblähten Segeln zu nehmen: Ihre ganze Aufmerksamkeit war dem damaligen
segregierten Arbeitsmarkt und der „liberalen" Importpolitik der Unterneh-
mer gewidmet, und ihre einzige Antwort bestand in der Forderung nach einer
konsequenten staatlichen Kontingentierung der ausländischen Arbeitskräfte.

Die Argumentation war dabei doppelseitig: Einerseits wurde die Einfüh-
rung gut funktionierender Kontingentierungsmechanismen als ein effizientes
Mittel der Konjunkturpolitik gepriesen: „Afz'Z zü'ese/n Factor (der Ez'mvazzz/e-

rzz/zg) feeszfze/z wzV ez'/z Fe/z/zV, das zz/zs er/azzhZ, den Arhedsmar&f z'm Interesse des

ezn/zeznzzsc/zen Arbeiters zzz rege/n" (2). Andererseits wurde von Anfang an
schamlos mit dem im Ausländergesetz von 1931 verankerten Überfrem-
dungsbegriff operiert (3). Ist es nicht beschämend, feststellen zu müssen, dass

bis auf den pseudo-ökologischen Anstrich alle Argumente der damaligen Pro-
paganda heute auch vom Ex-NA-Mann Valentin Oehen unterschrieben wer-
den könnten?

Die gewerkschaftspolitischen Hintergründe der damaligen Ausländerpoli-
tik des SGB treten besonders deutlich zutage in der Reaktion des SMUV auf
die Ausschaffung von sieben italienischen Kommunisten und auf die verfügte
Einreisesperre gegen neun Mitglieder der kommunistischen Partei Italiens,
was 1963 in der Schweizer Presse einen grossen Rummel zur Folge hatte. Der
SMUV hält im Geschäftsbericht 1963 fest:
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„O/wc/ion wir weit davon enr/erni sind, diese Kor/di/ezii dramatisieren, erac/ilen wir die-
je öe/iörd/ic/ien Afajjna/imen a/j nülz/ic/i, denn jo beginn! immer die /communijlijc/ie
Wü/darßei! in den Cewer^jcba/Ien. Der SAft/K is! nic/i! gewi//!, diejer ram /lus/and ge-
j!ener!en /Ibbrnc/iarbeil untätig znzu.se/ien f..J" (4

Und grundsätzlich heisst es dazu vorher:

„/tu/ die Dotier geje/ien is! ej ober nic/i! a/iein die rein wirtsc/ia/Wic/te Seite, die z« ße-
den/ten ztn/ajj gib!, jondern ebensojebr die jozio/ogijcbe, wie jie der vertrag/ic/ien /ion-
zeption ran Treu und G'/anben' zugrande/ieg!. Die auj/ändiscben /lrbeitv/crä/!e, g/eic/i-
gii/dg we/cber iVa!ionn/i!ä! jie Jind, baben in der ßegei eine vo//s!ändig andere Porste/-
iitng von den Zta/gaben einer Gewerfcsciia/t. Daj is! wegen ibrer za/iienmäsjigen Dber/e-
genbei! bei den /ia/ienern bejonderj ga! erkennbar. Die zum grÖJJ!en Ted po/iliscb indi/-
/eren!en /trbeder /ajjen jicb verbäbnismäjjig ieicb! von ibren po/iüjcb gejcbuben
Landj/eu!en beein/iujjen. £j is! dejba/b bäum erüaun/icb, wenn jicb in ie!z!er Zei! die
von /iab'enern ange/acb!en wiiden .Sireibabdonen ziuebends mebren. ztnslaü jicb ge-
werbjcba/!/icb zu organijieren, verjucben jie au/diejem veriragjwidrigen Weg zu mebr
£in//ujj zu bommen" (5).

Klarer hätte nicht bezeugt werden können, dass es der damaligen Gewerk-
Schaftsleitung im wesentlichen darum ging, die schweizerische Arbeiterbasis
gegen die als blosse Manövriermasse der Unternehmer und der „Kommuni-
sten" erfasste ausländische Arbeiterschaft zu schützen und sich dabei auf den
Polizeiapparat des bürgerlichen Staates abzustützen.

Folgen der verfehlten Ausländerpolitik

Es ist klar, dass eine solche Spaltungspolitik mittelfristig nur zu Einfluss- und

Mitgliederschwund führen konnte, da sie einerseits die ausländische Rekru-
tierungsbasis vor dem Eintritt in die schweizerischen Arbeiterorganisationen
abschreckte und andererseits die einheimische Rekrutierungsbasis der auf-
kommenden nationalistischen Bewegung in die Arme trieb. Es muss aber
auch darauf hingewiesen werden, dass diese Zitate nichts anderes als einen of-
fenen Appell an das „Anti-Klassenbewusstsein" der schweizerischen Arbeit-
nehmer darstellen: an ein damals in diesen Schichten weiterverbreitetes Ge-
fühl, sowohl begünstigt als auch verletzlich und fast völlig wehrlos zu sein, was

nur zu Misstrauen gegen all jene führen konnte, die auch versuchten, diese

Gunst zu erreichen. Eindrücklich beweisen diese Zitate auch, dass die Ge-

werkschaftsbewegung der Nachkriegsjahre sich in starker wirtschaftlicher und

ideologischer Abhängigkeit vom Wachstum des Schweizer Kapitalismus be-
fand und bis zur Selbstaufgabe bereit war, zu dessen Akzeptanz in der einhei-
mischen Arbeiterbasis beizutragen. Wer das zu begreifen versucht, wundert
sich nicht, dass es heute fast übermenschliche Anstrengungen braucht, um ge-

gen diese langjährigen Folgen in der Gewerkschaftsarbeit anzukämpfen.
Dass die dadurch bestimmte gewerkschaftliche Ausländerpolitik nicht das

Hirngespinst von ein paar Bürokraten, sondern die konsequente Auswirkung
der auch alle anderen Fragen dominierenden Arbeitsfriedenspolitik darstellt,
wird nun klar. Bekanntlich lebt diese Politik von der doppelten Überzeugung,
dass in einer gut funktionierenden Wirtschaft die kluge Ausnutzung der Span-
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nungen auf dem Arbeitsmarkt genüge, um die Arbeitnehmer in den Genuss

angemessener Reallohnverbesserungen zu bringen, und dass ein friedlicher
Interessenausgleich zwischen Sozialpartnern die Grundlage einer gut funktio-
nierenden Wirtschaft bilde. Dieses Credo hatte zur Folge, dass die Gewerk-
Schaftsleitungen in einer ersten Phase dem Zustrom von ausländischen Ar-
beitskräften zustimmten. 1957 noch erklärte der damalige SGB-Präsident A,
Äe/«er anlässlich des SGB-Kongresses von Lausanne: „dass wir o/me zraäfz//-
c/ie Arhe/ts/cra// he/ d/esem //oc/idntc/t der Kon/Hrt/riwr n/c/if <ms/comme«" (6).
Als die Unternehmer immer mehr ausländische Arbeitskräfte anheuerten und
der Bund dagegen nichts unternahm, gingen die Gewerkschaftsleitungen je-
doch in die Opposition. Lautstark prangerten sie diese Entwicklung als grobe
Missachtung der Vernunftregeln der Klassenzusammenarbeit an. Tatsächlich
wurde es für die einheimischen Arbeitnehmer allmählich schwierig, die Span-

nungen auf dem Arbeitsmarkt zu ihren Gunsten auszunutzen. Die immer
heisser laufende Wirtschaft rief zudem Inflationsraten hervor, welche den Re-
alwert der Lohnerhöhungen ständig wegfrassen. Infolge von Wohnungsnot
und ungenügenden sozialen Einrichtungen konkurrenzierten und konfron-
tierten schweizerische und ausländische Arbeitnehmer sich auch ausserhalb
der Arbeitssphäre immer häufiger. Dies alles stempelte die ausländischen Ar-
beitskräfte zunehmend zu Störefriede des sozialen Friedens in der Schweiz.
Da die Arbeitnehmerorganisationen wegen der absoluten Arbeitsfriedens-

Bundesbrief der schweizerischen Wirtschaft?

Während der Hochkonjunktur wurde das Friedensabkommen zu ei-
nem zentralen Element des schweizerischen Selbstverständnisses. An-
lässlich des 25-jährigen Jubiläums durfte SMUV-Präsident Errat Wm-

diric/i seinen Standpunkt in der /Vewen Z/Zrc/ier Ze/fimg (18.7.1962)
ausdrücken:

Bei diesem Abschluss (Friedensabkommen 1937) handelte es sich um mehr als

nur um eine Rechtshandlung. Er bedeutete ein Mï/iera<c/:e« der Sozia/parfner,
einen Apell an den Durchhaltewillen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern in
einer äusserst gefahrvollen Zeit. Die Partner hatten sich nach mehr als sechs

Krisenjahren nichts anzubieten als den guten Willen, zu versuchen, die Kriser-
folgen ohne Einmischung des Staates gemeinsam zu überwinden. Dieser ge-
genseitige Vorschuss an Vertrauen war nur möglich durch die Bindung an den
moralischen Grundsatz von 7>e« und G/aube«. Die Partner (damals nannte
man sie noch Parteien) verpflichteten sich, alle Meinungsverschiedenheiten
und Streitigkeiten nach Treu und Glauben abzuklären, nach Lösungen zu su-
chen und dabei unbedingt den Frieden zu wahren.

In diesem moralischen Begriff von Treu und Glauben liegt das tragende Ele-
ment des Abkommens. Damit appellieren die Partner an das Menschliche, an
Ehrlichkeit und Gerechtigkeit. Nicht der Buchstabe soll über Recht und Un-
recht bei Meinungsverschiedenheiten entscheiden, sondern die Gesinnung der
Partner, die hinter dem Vertragswerk stehen. Das erfordert ein hohes Mass
von Setesrd/sz/p//« und W/nto«ste//«ng persönlicher Interessen. Die Arbeitge-
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berorganisationen und ihre Firmen müssen, um mit Konrad 11g zu sprechen,
zur Einsicht kommen, dass die Gewerkschaft und ihre Mitglieder für die Wirt-
schaft und die geistige und soziale Eptwicklung unentbehrlich sind.

Wenn man uns nun fragt, ob sich diese Erwartungen erfü/Zt hätten, dann dür-
fen wir diese Frage mit Überzeugung bejahen. Die Partner haben sich im allge-
meinen bemüht, mit dem Leitsatz von Treu und Glauben an die zu lösenden
Probleme heranzutreten. In den 25 Jahren sind in der Maschinen- und Metal-
(industrie keine unabgeklärten Differenzen zurückgeblieben. Die Entwicklung
im Sektor der Lohn- und Arbeitsbedingungen ist eher günstiger verlaufen, als
dies im allgemeinen der Fall ist. Ohne grosses Geräusch nach aussen, aber in
oft zähen Verhandlungen, haben die Partner immer wieder Lösungen gefun-
den, die für beide Teile tragbar sind.

Das Friedensabkommen hat jedoch der Arbeiterschaft in der Maschinen-
und Metallindustrie rac/ir nur marerte/fe uud sozia/c Er/o/ge gebracht, sondern
auch mmscM/c/ie. Durch die Förderung und Schulung der Arbeiterkommissio-
nen und Mitglieder der Gruppenvorstände im Sinn und Geist des Abkommens,
durch den ununterbrochenen gemeinsamen Kontakt mit den wirtschaftlichen,
sozialen und menschlichen Problemen, durch ihre zahlreichen Gespräche mit
den Vorgesetzten und Direktoren hat sich in den Betrieben und in der Branche
nach und nach ein Kader an Kertrauens/eaten herangebildet, auf das die Part-
ner in jeder Situation zählen können. Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben

gelernt, dass es sinnvoller und auch erfolgreicher ist, miteinander an die Lö-
sung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme heranzutreten.

Das Friedensabkommen hat ausgestrahlt auf andere Wirtschaftszweige und
der vertraglichen Ordnung der Arbeitsbedingungen un der Zusammenarbeit
den Weg geöffnet. Damit ist es in seiner Wirkung tatsächlich so etwas wie ein
ßunde.sbrte/ der sc/iwetzertsc/iCTi WtrtSc/ta/f geworden. Niemand auf Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerseite möchte die Verantwortung übernehmen, dieses
Instrument des Friedens wegen materieller Differenzen zu gefährden oder gar
zu zerschlagen. Das zwingt, auch in den schwierigsten Situation, immer wieder
zur Verständigung.

Wir stehen mit Uberzeugung zum Friedensabkommen. Das will aber keines-

wegs heissen, dass sich die Arbeitgeber und Arbeitnehmer dauernd in den Ar-
men liegen. Die wirtschaftlichen Verhältnisse in der Maschinen- und Metallin-
dustrie sind derart differenziert, dass es naturgemäss immer wieder zu Mei-
nungsverschiedenheiten kommen muss. Deshalb werden uns auch in Zukunft
Auseinandersetzungen nicht erspart bleiben. Gerade deshalb werden wir das

Instrument des Arbeitsfriedens auch in Zukunft, soweit an uns gelegen, gegen
Angri/jfe und Aos/iöWunge« verteidigen.

pflicht unfähig waren, kollektive Verteidigungsmittel anzubieten, erschien die

Kontingentierungsforderung in der damaligen, noch kaum auf Rationalisie-

rung eingestellten, schweizerischen Wirtschaft als das einzige Mittel zur Kon-

junkturdämpfung und Wiederherstellung günstiger Bedingungen für die

Sozialpartnerschaft, wobei die Entdeckung eines Rationalisierungspotentials

der Grund war, dass die grossen Unternehmen selbst sich für die Kontingen-

tierung stark machten.
Zum Unglück für die Ideologen der Sozialpartnerschaft sollte es sich zei-

gen, dass die schweizerischen Behörden dem gewerkschaftlichen Begehren

wenig Gehör schenkten. Als sie dann während der Wirtschaftskrise 1973/74
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endlich konsequente Kontingentierungsmassnahmen ergriffen, geschah dies

unter dem Druck der nationalistischen Oberfremdungsinitiativen.
Zu diesem Zeitpunkt waren die Unternehmer absolut nicht mehr bereit, in

feiner, sozialpartnerschaftlicher Art über die Lösung der neuen Wirtschafts-
problème zu diskutieren. „Unnötige" Arbeitskräfte wurden kurzerhand auf
die Strasse gestellt, und es zeigte sich dabei in brutaler Weise, dass die seit
bald vierzig Jahren auf die individuelle Unsicherheit der schweizerischen Ar-
beitnehmer abstellende Arbeitsfriedenspolitik die Gewerkschaften derart auf-
geweicht und ausgehöhlt hatte, dass sie in der neuen Lage, von wenigen Aus-
nahmen abgesehen, nur noch gute Miene zum bösen Spiel machen konnten.
Dabei waren sie nicht nur unfähig, gegen Entlassungen, Lohnabbau und Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen zu kämpfen, auch in der Frage der
Ausländer hatte sich ihr Einfluss gewaltig vermindert.

Die Krise der 70er Jahre diente dem schweizerischen Bürgertum bekannt-
lieh dazu, in den auf den Export ausgerichteten wirtschaftlichen Hauptsekto-
ren — sowie im öffentlichen Sektor— den Kurs von der vormaligen arbeitsin-
tensiven auf eine Arbeitskräfte sparende Politik umzuschwenken. Um in ih-
ren eigenen Reihen politische Spannungen zu vermeiden, war es dabei darauf
bedacht, jene Wirtschaftszweige und Landesregionen zu verschonen, für die
dieses Schwenkmanöver aus strukturellen oder konjunkturellen Gründen
kurz- oder mittelfristig kaum durchführbar gewesen wäre und in denen eine
attraktive Profitrate vom Fortbestand billiger, möglichst wehrloser ausländi-
scher Arbeitskräfte abhing (Hoch- und Tiefbau, Gastgewerbe, Kleinhandel,
Lebensmittelindustrie, Landwirtschaft; Graubünden, Tessin, Wallis, Jura).
Die 1973 „vollendete" offizielle Ausländerpolitik war genau auf dieses Ziel
zugeschnitten:
— Radikale Kontingentierung der Aufenthaltsbewilligungen für neue aus-

ländische Arbeitskräfte, was in Anbetracht der demographischen Ent-
Wicklung der Schweizer Bevölkerung nur zur Stabilisierung des normalen
schweizerischen Arbeitsmarktes führen konnte;

— konjunkturell variable Begrenzung der Saisonnierbewilligungen;
— brutale Verhärtung der Bedingungen, unter denen ein Saisonarbeiter sei-

ne Bewilligung in eine Aufenthaltsbewilligung (mit Familiennachzug)
umwandeln kann;

— Abwesenheit jeglicher Kontingentierungsmassnahmen für Grenzgänger.
Dieses Massnahmenpaket folgte auch weitgehend den Forderungen der na-

tionalistischen Überfremdungs-Bewegung, die völlig auf die Einwohnerstati-
stiken eingeschossen ist und sich bezeichnenderweise keinen Deut um die
schlechtergestellten, in der Einwohnerstatistik nicht vermerkten Saisonarbei-
ter und Grenzgänger kümmert. Die gewerkschaftliche Ausländerpolitik spiel-
te bei diesen strukturell einschneidenden Massnahmen keine grosse Rolle
mehr. Die SGB-Leitung begrüsste die Stabilisierungspolitik, wollte sich je-
doch auch von V. Oehen und J. Schwarzenbach distanzieren und kam daher
zu immer unklareren und uneffektiveren Stellungnahmen. Als der Bund dann
1975 noch die berühmt-berüchtigten B/GA-Ric/if/m/en (7) erliess, die den
einheimischen Arbeitnehmern in Krisenzeiten offiziell den Vorrang vor den
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ausländischen Arbeitskräften einräumen, war der Gewerkschaftsleitung der
letzte Wind aus den Segeln genommen worden. Wesentliche Teile ihrer Poli-
tik schienen in Erfüllung gegangen zu sein. Dennoch war die Lage weder für
die schweizerischen noch für die ausländischen Arbeitnehmer zufriedenstel-
lend.

Kein Grund zur Selbstzufriedenheit

Wenn die Gewerkschaftszentralen heute, im Einklang mit den Unternehmer-
verbänden, fünfzig Jahre Arbeitsfrieden und fünfzig Jahre Aufbau eines soli-
den Netzes von Gesamtarbeitsverträgen feiern wollen, so ist es notwendig,
auch all diese anderen Auswirkungen ihrer Arbeitsfriedenspolitik in die

Waagschale zu werfen. Und dann sieht die Bilanz weniger rosig aus, vor allem

wenn man bedenkt, dass die Arbeiterbewegung anderer europäischer Länder
es mit einer anderen, mehr auf Solidarität und Kampf ausgerichteten Gewerk-
schaftspoiitik unter schwierigen objektiven Umständen auch zu soliden Kol-
lektivverträgen gebracht hat und dabei ausserdem die Vitalität und kollektive
Reaktionsfähigkeit der Arbeitnehmerbasis zu wahren wusste. Vor zehn Jah-

ren wurde als „Linksextremist" verschrieen, wer auf diese Zusammenhänge
hinwies; heute hat sich das politische Klima etwas verbessert. Die konsequen-
ten Verfechter einer Politik des absoluten Arbeitsfriedens sind gestorben oder
in den Ruhestand getreten. Die Wehrlosigkeit der Arbeiterorganisationen
während der Wirtschaftskrise der 70er Jahre, das zunehmende Gewicht der
Ausländer in den traditionellen Aufbausektoren der Schweizer Gewerkschaf-
ten und der Mitgliederschwund der 80er Jahre haben einem Teil der Gewerk-
Schaftsbürokraten zu denken gegeben.

Die heutige Gewerkschaftspolitik ist weniger homogen als diejenige der
60er Jahre. Die These vom re/ariven Arheüs/rieden scheint heute in den Aus-
einandersetzungen die Uberhand zu haben, oder mit anderen Worten: Ziel ist
wie früher das Verhandeln, aber wenn die Gegenseite blockt, ist man vor-
übergehend zu Mobilisierungen bereit. Dabei ist es heute noch schwer, zwi-
sehen Bluff und wirklichem Kampfwillen zu unterscheiden, denn nach fünfzig
Jahren Demobilisierung weiss niemand mehr genau, zu was die Arbeitneh-
merbasis heute effektiv noch bereit und fähig ist. Niemand weiss mit Be-
stimmtheit, wie das Klassenbewusstsein nach diesem jahrzehntelangen Zu-
stand der Selbstdisziplinierung wieder geweckt werden kann. Die kämpferi-
sehen Gewerkschafter stehen heute vor der schwierigen Aufgabe, ihre Orga-
nisationen und ihre Ziele nach aussen erst einmal wieder glaubwürdig zu ma-
chen. Da die Gewerkschaften auch heute nur selten eine klare, für die Mit-
glieder ohne weiteres verständliche politische Linie verfolgen, ist dies leichter
gesagt als getan.

Das Problem stellt sich jedoch heute in sehr einfacher Weise: Entweder es

gelingt den Gewerkschaften, wieder zu einer realen, sozialen Widerstands-
kraft zu werden, oder sie werden bald einmal die Bühne räumen müssen. Was

geschieht, wenn in einem Land mit Arbeitnehmerorganisationen endgültig
nicht mehr gerechnet werden kann, weiss jeder auch nur einigermassen ge-
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schulte linke Aktivist. Deshalb haben wir keine Wahl. Es besteht allerdings
auch kein Grund zu Verzweiflung. Selbst in der Schweiz zeigt sich immer wie-

'
der, dass konkret begründete, gut vorbereitete Aktionsvorschläge bei den Ar-
beitnehmern meist auf ein positives Echo stossen.

Neue Möglichkeiten gewerkschaftlicher Ausländerpolitik

Wie bereits angedeutet, sah sich die Gewerkschaftsleitung mit der Schwierig-
keit konfrontiert, sich mit ihrer Ausländerpolitik von den teilweise recht ähn-
liehen Thesen der nationalistischen Organisationen abzugrenzen. Nachdem
sie es lange Zeit nicht wahr haben wollten, haben sie in der Mitte der 60er
Jahre endlich einsehen müssen, dass längerfristig mit der Anwesenheit der
ausländischen Arbeitskräfte zu rechnen war (8). In den 70er Jahren wurde
dann damit ernst gemacht. Selbst wenn Immigranten (wie Frauen) auch heute
noch in den Gewerkschaftsgremien und -apparaten untervertreten sind, darf
nicht mehr behauptet werden, dass ihnen der Zugang zu gewerkschaftlichen
Verantwortungen bewusst verwehrt würde. In verschiedenen Gewerkschaften
bemüht man sich sogar ehrlich, den ausländischen Arbeitnehmern die Mit-
gliedschaft schmackhaft zu machen.

Das Problem besteht heute eher darin, dass die ausländische Arbeiterschaft
während des Wirtschaftsdebakels Mitte der 70er Jahre ihre frühere grossteils
kämpferische Haltung verloren hat. Viele ausländische Arbeitnehmer sind zu-
dem nicht bereit, für diese wenig glaubwürdigen Organisationen hohe Mitglie-
derbeiträge zu bezahlen. Die Wunden der 60er und 70er Jahre sind noch
nicht verheilt. Unter Ausländern hat man nicht vergessen, welchen Empfang
die schweizerischen Arbeiterorganisationen den eintreffenden Immigranten
bereitet hatten, und man ist sich auch wohl bewusst, dass die ausländischen
Arbeitnehmer in der Krise der 70er Jahre den schwersten Tribut bezahlt ha-
ben. Unter diesen Umständen wird es sicher noch Jahre dauern und eine be-
deutende interne Belebung erfordern, bevor die Gewerkschaften jene Rolle
von Schulen der Arbeitersolidarität spielen werden, die sie bei einer grund-
sätzlich anderen Gewerkschaftspolitik seit den 50er Jahren hätten spielen
können. Auch hier ist die Lage jedoch nicht hoffnungslos. Denn auch in bezug
auf die Ausländerfrage hat sich die Gewerkschaftspolitik in den letzten zehn
Jahren erheblich verändert. Es genügt, daran zu erinnern, das 1980/81 meh-
rere grosse Gewerkschaften die M/tena«d-/wriarive aktiv unterstützten und
dass der schweizerische Gewerkschaftsbund 1986 zu den Initianten des Refe-
rendums gegen die zweite Revision des Asylgesetzes zählte. In den 60er Jah-

ren wären solche Stellungnahmen unvorstellbar gewesen.
Sie dürfen jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Frage der Kontin-

gentierung der Ausländer noch immer das zentrale Anliegen der Gewerk-
schaftsführung darstellt, was dazu führt, dass ihre Ausländerpolitik heute
mehr denn je als zweideutig erscheint. Einerseits wird glücklicherweise zuneh-
mend Gewicht auf die humanitären Aspekte der Ausländerproblematik ge-
legt. Andererseits kommt man in Gewerkschaftskreisen nicht von einer positi-
ven Einschätzung der fremdenpolizeilichen Kontrolle der zwischenstaatli-
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chen, wirtschaftlichen Wanderbewegungen ab. Die Alternative zu dieser Hai-
tung bestünde im Aufbau einer konkreten beratenden Zusammenarbeit mit
den Gewerkschaften der Emigrationsländer. Nur so könnte der Migrationspo-
litik der Unternehmer und der bürgerlichen Staatsapparate ein politisches
Gegengewicht entgegengehalten werden. Ohne die Schwierigkeiten des Auf-
baus eines solchen Gegengewichtes zu unterschätzen, muss festgestellt wer-
den, dass von gewerkschaftlicher Seite hier bis heute noch sehr wenig unter-
nommen wurde. Dennoch darf behauptet werden, dass es heute in den aller-
meisten schweizerischen Gewerkschaftsgremien keine grossen politischen
Hindernisse mehr für die Durchsetzung progressiver Stellungnahmen zur
Ausländerfrage gibt. Im ansonsten immer noch trägen Alltag des schweizeri-
sehen Gewerkschaftslebens kommt es allerdings höchst selten zu konkreten
Umsetzungen solcher Stellungnahmen. Uber deren Gewicht macht sich daher
kaum jemand Illusionen.

Die Ausländerproblematik bleibt somit im Keim ungelöst. Solange sich
nämlich keine sozial konsistente Kraft konkret für Einheit und gleiche Rechte
zwischen Schweizern und Ausländern einsetzt, kann der heute die schweizeri-
sehe Ausländerpolitik bestimmende fatale Kompromiss zwischen Unterneh-
merinteressen und nationalistischer Reaktion nicht durchbrochen werden.
Mit anderen Worten: Entscheidend ist in der Ausländerfrage, dass es endlich
wieder gelingt, den Wert der Arbeitersolidarität ohne Rücksicht auf die Her-
kunftsländer vor einer breiten Arbeitnehmerbasis in erfolgreichen Gewerk-
schaftskämpfen unter Beweis zu stellen. Entscheidend ist in der Ausländerfra-
ge ferner, dass es gelingt, das heute tief in der schweizerischen Gesellschaft
verankerte soziale Verhaltensmuster des Arbeitsfriedens wenigstens ansatz-
weise durch eine erfolgreiche klassenkämpferische Alternative zu ersetzen.
Die Tatsache, dass in den letzten Monaten trotz einer wirtschaftlich relativ gu-
ten Lage Bauarbeiter, Eisenbähnler, Post- und Spitalangestellte sich zusam-
men mit den Gewerkschaften in kollektiver Weise gegen unhaltbare Arbeits-
bedingungen und Umstrukturierungsprojekte zu wehren beginnen, gibt zu
neuen Hoffnungen Anlass.

Gerade die Ausländerfrage zeigt jedoch, dass die Zeit langsam drängt: In
wenigen Jahren kommt eine neue, scheinbar harmlosere, in Wirklichkeit je-
doch verherende Überfremdungsinitiative (der Republikanischen Partei) vors
Volk. Es besteht eine reelle Chance, dass diese Initiative angenommen wird.
Dies hätte eine zusätzliche Vertiefung der sozialen und politischen Spaltung
zwischen Schweizern und Ausländern zur Folge. Sämtliche politischen und so-
zialen Strukturen werden im Vorfeld dieser Abstimmung unter fremdenfeind-
liehen Druck geraten. Die Entwicklung einer mutigen, auf dem Klassenbe-
wusstsein aufbauenden Gewerkschaftspolitik allein kann verhindern, dass die
Arbeiterorganisationen während dieses Abstimmungskampfes nicht auch in
den Sog mitgerissen und auf ihre alten klassenspalterischen Arbeitsfriedens-
Positionen zurückgeworfen werden.

80 WIDERSPRUCH - Sonderband



Anmerkungen

1 Rede des damaligen Nationalrat W. Ritschard. In: Schweizerische Gewerkschaftskor-
respondenz, 20. 3. 1957, Nr. 15.

2 ebda.
2 Folgendes Zitat zeigt, wie weit man dabei bereit war zu gehen: „t/n mi//iön de rcssort/ssa/ils

étrangers environ vivent en Suisse. Près de 20% de /a popa/aßo«. t/n tiers dn personne/ osw/efti à

/a /oi snr /es /abriques est immigré. A /m aoâl / 964 on dénombrait 720'000 travûd/enrs étrangers
soumis d contrô/e. Ces e/ii^res sont trop é/evés. Leur réduction progressive s'impose. L't/SS met
en garde depuis des années contre /es risques économiques et po/itiques d'un excès de penetration
étrangère. £We a invité à maintes reprises /e Consei//édéra/ à édicter des prescriptions p/us sévères

en matière d'immigration. Longtemps, trop /ongtemps, /'t/SS a été /a voix de ce/ui qui crie dans /e

desert. Ln/in — sous /a pression de /'opinion — /'autorité /édéra/e semb/e auyouri/Tiia disposée à

prendre des mesures p/us e/jf/caces pour réduire progressivement /e nombre de ressortissants

étrangers 5ans trop exagérer, on peut dire que nous avons /ait appe/ à des capitaux: étrangers

pour construire des /abriques et des /ogemenis pour des ressortissants étrangers/ Notre degré de

dépendance à /'égard de /'extérieur a atteint un niveau inquiétant- ce qui est en contradiction avec
/a vo/onté d'indépendance que nous a/jftrmoas chaque your. L'économie suisse s'est déve/oppée

p/us /ortement que ses ressources nature//es ne /ui permettaient". Der Titel der Abstimmungsbro-
schüre, aus der dieses Zitat stammt, ist nicht weniger bezeichnend: „Lutte contre /'excès de pé-
nétration étrangère/ Lutte contre /e <enc/ieris.semert// Deux OC/ pour /es arrêtés co/iyo/iclare/s
(soumis en votation popu/aire /e 25.2.7965)". Siehe auch M. Ebel/P. Fiala: Zum Uberfrem-

dungsbegriff. In: Widerspruch 4, Zürich 1982.

4 SMUV: Geschäftsbericht 1963, S. 47.
5 ebda., S. 48.
6 GevverLschq/isLorrespondenz vom 20.10.1957, Nr. 50.

7 Diese haben eine lange Tradition in der offiziellen Ausländerpolitik. Bereits in den 7?icht/inien

der 7?imi/esA:ommis.sioA2 1964 ist festgehalten: ,,a) Die Aufnahme von berufstätigen Ausländern
muss den wirtSc/za/t/ic/zen /nteressen des Landes untergeordnet sein; b) die Immigration muss so

reguliert werden, dass die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte nicht nur nicht weiter ansteigt,
sondern, wenn die Umstände es erfordern, auch reduziert werden kann; c) absolute Gleichheit
in der Behandlung der ausländischen und einheimischen Arbeiter hinsichtlich der Löhne und

Arbeitsbedingungen. Die gleiche Behandlung verhindert einerseits eine Schädigung der In-
teressen der einheimischen Arbeiterschaft und damit die Störung des sozialen Friedens, ande-
rerseits vermeidet sie Diskriminierungen, die Interventionen der Herkunftsländer der Immi-
granten zur Folge haben könnten".

8 „Wir müssen einfach damit rechnen, dass wir auf lange Zeit hinaus eine grosse Zahl von auslän-
dischen Arbeitskräften hier haben werden und uns mit ihnen einrichten müssen." Aus der Rede
des damaligen Präs. des VBLA, L. Bircber, am Verbandstag, Okt. 1964. Thema der Ansprache:
„Der VBLA und seine Verträge in der Sturzwelle der Überfremdung". In: GewerLscba/Morre-
spom/enz vom 5.11.1964, Nr. 46, S. 628.
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